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Zusammenfassung

Etwa jeder vierte Jugendliche mit Migrationshinter-
grund, aber nur jeder zwanzigste ohne Migra-
tions hintergrund besucht bundesweit eine weiter-
füh  rende Schule, in der Schüler nichtdeutscher 
Her kunft die Mehrheit bilden (Konsortium Bildungs-
be richt erstattung 2006: 162). In Großstädten ist 
diese Tren nung der Schülerschaft bereits im Grund-
schulalter festzustellen. In Berlin gehen fast zwei 
Drittel der Kinder mit Migrationshintergrund auf 
eine Grundschule, in der die meisten ihrer Mitschü-
ler ebenfalls nichtdeutscher Herkunft sind. Hin-
gegen besuchen sechs von sieben Kindern ohne 
Migrationshintergrund eine Grundschule in der 
mehrheitlich Kinder mit deutschen Wurzeln lesen, 
rechnen und schreiben lernen (SenBJW 2012a). 
Diese Segre gation von Grundschülern mit Migra-
tions hin ter grund führt zu ungleichen Lernchancen 
für Zuwan der erkinder, die bereits in vielen Fällen 
auf Grund ihrer sozialen Herkunft benachteiligt sind. 
Durch täg  liche Interaktion mit Mitschülern mit ähn-
lich schwie rigen Lernausgangsbedingungen sowie 
fehlende positive Rollenvorbilder verfestigen sich 
be son ders bei schwächeren Schülern Leistungs- und 
Ver hal tensnormen, die sich letztendlich in schlech-
teren Lernergebnissen widerspiegeln. Fer  ner er-
schwe ren die oft mangelhaften Deutschkenntnisse 
der Mitschüler den Spracherwerb des Einzelnen.

Die schulische Segregation von Kindern mit Mi-
grationshintergrund ist nur teilweise durch die wohn-
räumliche Konzentration der Bevölkerungsgruppen 
zu erklären. Segregation an Grundschulen wird viel-
mehr durch die elterliche Schulwahl verschärft: Rund 
10 Prozent der Eltern in Großstädten stellen für ihre 
Kinder einen Antrag auf Wechsel der behördlich zuge-
wiesenen Grundschule. Die Zahl der Wechselanträge 
variiert dabei stark nach Wohnviertel. Hinzu kommt 
eine Dunkelziffer, da ein Teil der bildungsnahen El-
tern den Schulwechsel durch Umzug oder Ummel-
dung in einen bevorzugten Schulbezirk herbeiführt 
und sich dadurch der ungewünschten Zuweisung 
entzieht. Eltern mit Migrationshintergrund entschei-
den sich deutlich seltener gegen die zugewiesene 
Schule: 57 Prozent der Eltern türkischer Herkunft 
nehmen die bestehende Wahlmöglichkeit gar nicht 
wahr. Wie genau die elterliche Wahl der Grundschule 
am Entstehen von Bildungssegregation beteiligt ist, 
wird in diesem Policy Brief anhand deutschlandwei-
ter Studien und einer eigenen Analyse von Berliner 
Schul- und Einwohnerdaten untersucht. 

Eine detaillierte Auswertung der Schul- und Be-
völ kerungsdaten für 108 Grundschulen und deren 
um liegende Schulbezirke in den vier Berliner Bezir-
ken Charlottenburg-Wilmersdorf, Friedrichshain-
Kreuz berg, Mitte und Neukölln weist auf ein aktives 
Vor gehen vieler Eltern gegen die behördliche Zuwei-
sung der Grundschule hin: Jede fünfte Grundschule 
hat einen Zuwandereranteil, der mehr als doppelt so 

hoch ist wie der Anteil unter Kindern im dazugehö-
rigen Schulbezirk. Ein ebenso großer Teil der Grund-
schulen unterrichtet verhältnismäßig weniger Kin-
der mit Migrationshintergrund als im umliegenden 
Schulbezirk leben. Diese Segregation ist größtenteils 
Folge der aktiv betriebenen Schulwechsel: Um ihrem 
Nachwuchs ein förderliches Lernumfeld zu bieten, 
vergleichen vor allem bildungsnahe Eltern die um-
liegenden Grundschulen anhand der für sie einseh-
baren Schulmerkmale. Dabei stehen Eltern vor dem 
Problem, dass viele leistungsbestimmende Schulfak-
toren, wie z. B. das Unterrichts- und Schulklima, die 
Qualifikation des Lehrpersonals oder die Umsetzung 
individualisierten Lernens nur selten bekannt sind. 
Da Hospitationen, d. h. ein persönlicher Besuch des 
Schulunterrichts, aufwändig und Schulinspektions-
berichte selten verfügbar sind, greifen viele Eltern 
auf die Zusammensetzung der Schülerschaft als In-
dikator für die Qualität einer Grundschule zurück. 
Dies bestätigt auch die Auswertung von mehr als 
900.000 Zugriffen auf Online-Schulportraits in Berlin 
und Sachsen. Schulen mit hohem Zuwandereranteil 
werden oft gemieden, da die meisten Eltern diese 
mit mangelhaften Lernmöglichkeiten und einem pro-
blembelasteten Umfeld assoziieren. Die Folge: Kin-
der mit Migrationshintergrund lernen häufiger und 
früher in einer Klasse mit mehr leistungsschwachen 
Mitschülern. Das hat negative Folgen für ihren eige-
nen Kompetenzerwerb. Die in den weiterführenden 
Schulen institutionalisierte Trennung nach Leistung 
wird somit bereits an Grundschulen mittels wohn-
räumlicher Segregation und elterlicher Schulwahlent-
scheidungen eingeleitet. 

Die negativen Leistungseffekte schulischer Se-
gregation lassen sich nicht durch eine erzwungene 
Mischung der Schülerschaft beseitigen. Erfolgver-
sprechend ist vielmehr eine gezielte Verbesserung 
von Lernmöglichkeiten an segregierten Schulen. Im 
Fokus des Policy Briefs steht die einzelne Grundschu-
le, die unterstützt vom Schulträger und externen 
Partnern wie z. B. Vereinen und Kultureinrichtungen, 
insbesondere in drei Bereichen aktiv wirken muss:
(1) Kooperative Elternarbeit: Um das Vertrauen 
von Eltern zu gewinnen und Eltern zur aktiven Un-
terstützung der Schullaufbahn ihrer Kinder zu be-
fähigen, sollten Grundschulen die Eltern frühzeitig, 
am besten vor der Einschulung, proaktiv einbinden.
(2) Vernetzung mit externen Partnern: Vernetzung 
mit weiterführenden Schulen sowie externen Part-
nern wie Vereinen und Kultureinrichtungen kann 
Innovationen anregen, die Unterrichtsqualität ver-
bessern und die Angebote einer Schule erweitern. 
(3) Koordinierte und zielgerichtete Lehrerfort-
bildung: Um Defizite z. B. bei der durch gängigen 
Sprachbildung oder individuellen Förderung abzu-
bauen, sollten Schulen auf eine koordinierte Fortbil-
dung des gesamten Kollegiums setzen.
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1. Ungleiche Lernchancen durch 
 schulische Segregation  

Spätestens seit nationale und internationale 
 Schul leis tungsuntersuchungen das durchschnittlich 
schlech tere Abschneiden von Grundschülern mit 
Mi gra tionshintergrund in regelmäßigen Abständen 
öffentlichkeitswirksam belegen (Stanat et al. 2012; 
Bos et al. 2007; Bos et al. 2008) zögern bildungs-
nahe Familien, sowohl mit als auch ohne Migrati-
onshintergrund, ihr Kind an Grundschulen mit ho-
hem Zuwandereranteil anzumelden (SVR 2012: 43). 
Die Folge: Kinder aus gut situierten Elternhäusern 
lernen häufiger an Grundschulen mit einer privi-
legierten Schülerschaft. Gleichzeitig werden die 
Lernfortschritte von Schülern aus sozial schwachen 
Elternhäusern – häufig mit Migrationshintergrund – 
durch den gemeinsamen Unterricht mit mehrheit-
lich benachteiligten Mitschülern beeinträchtigt 
(Schofield 2006: 83ff; Bellin 2009: 83). Im Mittel-
punkt dieses Policy Briefs stehen segregierte 
Grund schulen mit einem hohen Anteil an Schülern 
mit Mi grationshintergrund aus sozial benachteilig-
ten Fa milien.1

Die wohnräumliche Segregation der Nachbar-
schaft und die elterliche Schulwahl bestimmen, wie 
sich die Schülerschaft einer Grundschule zusammen-
setzt. Die dadurch entstandene (Ent)Mischung der 
Schülerschaft wirkt sich auf den Unterricht und den 
Lernfortschritt der Kinder aus. Der Migrationshinter-
grund allein ist wenig bedeutsam für die Grundfähig-
keiten der Schüler, da vor allem der sozioökonomische 
Hintergrund einen Einfluss auf Kompetenzerwerb und 
Lernfortschritt hat (Baumert/Stanat/Watermann 

2006: 96). Da jedoch Kinder nichtdeutscher Herkunft 
häufiger aus bildungsferneren Schichten kommen als 
Kinder ohne Migrationshintergrund, erzielen sie im 
Durchschnitt schlechtere Lernergebnisse. Negative 
Leistungseffekte an segregierten Schulen entstehen 
über fehlende Rollenvorbilder unter Schülern, leis-
tungshemmende Verhaltensnormen innerhalb der 
Schulgemeinschaft, und nicht zuletzt die Anpassung 
des Unterrichts an die schulischen Gegebenheiten2 
(Baumert/Stanat/Watermann 2006: 112ff.). Vor al-
lem leistungsschwache Schüler, zu denen häufiger 
Kinder mit Migrationshintergrund zählen, profitieren 
vom gemeinsamen Unterricht mit leistungsstarken 
Schülern. Letztere büßen im gemeinsamen Unterricht 
mit leistungsschwachen Schülern nicht an Lernerfol-
gen ein.3 Dennoch sind es vorrangig leistungsstar-
ke Schüler aus Familien mit hohem Sozialstatus, die 
häufiger die Schule wechseln, um zusammen mit 
anderen guten Schülern zu lernen (Bellin 2009: 84). 

Die Folgen der Segregation sind insbesondere in 
den ersten Schuljahren und beim Erlernen der deut-
schen Sprache gravierend: In Grundschulen mit sozial 
schwacher Schülerschaft verschlechtern sich die schu-
lischen Erfolgsaussichten der Kinder bereits vor Ein-
tritt in die nach Leistung getrennten weiterführenden 
Schulen. Da die meisten Familien bei der Wahl der 
Sekundarschule der inzwischen überwiegend unver-
bindlichen Übergangsempfehlung der Grundschule 
folgen (Dietze 2011),4 kommt den Grundschulen in 
Deutschland eine im internationalen Vergleich beson-
ders richtungsweisende Bedeutung zu. Segregierte 
Grundschulen beeinträchtigen daher die Bildungsmo-
bilität junger Menschen mit Migrationshintergrund in 
hohem Maße (Kristen 2005: 19). 

1  Diese Studie wurde begleitet durch Prof. Dr. Ursula Neumann und Prof. Dr. Wilfried Bos, Mitglieder des Sachverständigenrats 
deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR). Verantwortlich für diese Veröffentlichung ist der SVR-For schungs-
bereich. Die Argumente und Schlussfolgerungen spiegeln nicht notwendigerweise die Meinung des Sachverständigenrats 
deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR).

 Die Autoren des Policy Briefs danken Charlotte Wohlfahrt für ihre Recherchearbeit im Rahmen des Projekts.
2  Belastbare Ergebnisse dafür, wie sich Bildungssegregation auf Schülerleistungen genau auswirkt, liegen bislang nicht vor; die 

genannten Wirkungswege sind Vermutungen der empirischen Bildungsforschung (Baumert/Stanat/Watermann 2006: 149).
3  Genau wie schwächere Schüler profitieren gute Schüler ebenfalls von einem gemeinsamen Unterricht mit anderen lei-

stungsstarken Schülern (Bellin 2009: 84). Gleichzeitig wirkt sich der individuelle Unterricht in leistungsheterogenen Klassen 
leistungssteigernd für alle Schüler aus (Lou et al. 1996).

4  Auch dort, wo die einzelne Sekundarschule frei gewählt werden darf, wird die Entscheidung häufig von der Wahl der Schul-
form und der Übergangsempfehlung der Grundschule überlagert (Kristen 2005: 18). 

Info-Box 1 Messung von schulischer Segregation
Eine der am weitesten verbreiteten Berechnungsmethoden für Segregation ist der Dissimilaritätsindex, welcher 
die Verteilung einer Bevölkerungsgruppe (z. B. Personen mit Migrationshintergrund) über Teilbereiche (z. B. 
Schulen) eines größeren Gebiets (z. B. Stadtteil) berechnet (Riedel et al. 2010: 116). Ein Dissimilaritätsindex 
von 50 bedeutet zum Beispiel, dass 50 Prozent der Schüler mit Migrationshintergrund ihre Schule verlassen 
und an eine andere Schule wechseln müssten, um eine gleiche Bevölkerungsverteilung wie im umliegenden 
Stadtteil zu erreichen. Ein allgemein gültiger Schwellenwert, d. h. ab welcher Konzentration eine Schule als 
segregiert gilt, liegt bislang nicht vor. Die unklare Datenlage zu den sog. Tipping Points (Stanat 2006), ab de-
nen die negativen Effekte der Schülerzusammensetzung greifen, aber auch die signifikanten sozialräumlichen 
Unterschiede zwischen Kommunen, Bundesländern und letztendlich Nationalstaaten erlauben keine allgemein 
gültige Definition von Segregation.
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2. Rechtliche Rahmenbedingungen 
für die Wahl der Grundschule 
in Deutschland
Im Gegensatz zu vielen anderen Wissensgesell-
schaften wie Großbritannien, den Niederlanden 
oder den USA erfährt die Wahl der Grundschule in 
Deutschland eine vergleichsweise geringe öffent-
liche Aufmerksamkeit – im Mittelpunkt steht viel-
mehr der Übergang auf die weiterführenden Schu-
len (Riedel et al. 2010: 95). Dies liegt u. a. daran, 
dass von den Eltern auf den ersten Blick gar keine 
Entscheidung verlangt wird. Schulreife Kinder wer-
den in der Regel je nach Wohnort und getreu dem 
Motto ,kurze Beine – kurze Schulwege‘ der nächst-
gelegenen Bildungseinrichtung zugeteilt. Die Zu-
weisung einer Grundschule erfolgt üblicherweise 
anhand von Schulbezirken,5 die vom Schulträger 
festgelegt werden. Schulträger sind in den meis-
ten Fällen Städte und Gemeinden. Diese bestim-
men, welches Wohngebiet dem Schulbezirk einer 
Grundschule zugerechnet wird, bzw. ob sich mehre-
re Schulen einen gemeinsamen Schulbezirk teilen, 
wie etwa im Fall der schulischen Anmeldeverbün-
de in Hamburg.6 Aktuell sind Schulträger in allen 
Bundesländern dazu verpflichtet, Schulbezirke für 
Grundschulen einzurichten. Die Ausnahmen bilden 
Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt. Hier sind 
zwar Schulbezirke zu finden, die Schulträger ent-
scheiden aber selbst, ob sie Schulbezirke einrichten 
oder darauf verzichten (Tab. 1).

Wie Tab. 1 zeigt, handelt es sich bei der elter-
lichen Grundschulwahl weniger um einen Akt der 
freien Wahl, als vielmehr um ein aktives Vorgehen 

gegen behördliche Festlegungen. In den meisten 
Bundesländern müssen Eltern ihr Kind zunächst an 
der zugeteilten Grundschule anmelden, um dann die 
Möglichkeit eines Schulwechsels mit der gewünsch-
ten Schule und der Schulverwaltung zu klären. Die 
damit verbundenen Handlungen der Eltern werden 
im Kontext dieser Untersuchung als Bestandteile des 
elterlichen Schulwahlprozesses verstanden. Ein sol-
cher Schulwahlprozess kann natürlich auch in einer 
Anmeldung an der ursprünglich zugeteilten Grund-
schule münden. Die folgende Untersuchung grenzt 
Schulwahl allerdings auf die Abweichung von der 
behördlichen Schulzuweisung ein. 

Die Bundesländer unterscheiden sich besonders 
im Umfang der gesetzlich festgelegten Kriterien für 
die Bewilligung von Ausnahmen. In Bremen, Ham-
burg, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein 
können Eltern ihr Kind ohne Angabe von Gründen an 
einer anderen Schule außerhalb ihres Schulbezirks 
anmelden, sofern die gewünschte Schule über ge-
nügend freie Plätze verfügt. In den Bundesländern, 
in denen eine elterliche Begründung für einen Schul-
wechsel notwendig ist, wird dieser häufig gewährt, 
wenn die gewünschte Schule ein spezielles Profil 
vorweist oder durch den Wechsel eine bessere Be-
treuung am Nachmittag sichergestellt werden kann. 
Dies ist den Gesetzen und Verordnungen aber nicht 
immer explizit zu entnehmen, wodurch für Eltern eine 
zusätzliche Hürde entsteht (Tab. 1). Die endgültige 
Entscheidung über einen Schulwechsel liegt in der Re-
gel bei der Schulverwaltung. Einzelne Schulen dürfen 
Schüler nur dann ablehnen, wenn die Zahl der Anmel-
dungen die von der Schulverwaltung vorgegebene 
Zahl der Schulanfänger übersteigt (Clausen 2008: 76). 

5  Auch Schulsprengel, Einzugsbereich oder Einschulungsgebiet genannt. Im Rahmen dieses Policy Briefs wird der Begriff Schul-
bezirk als Sammelbegriff verwendet.

6  Hamburger Familien können zwischen mehreren Schulen innerhalb des ihrem Wohnort zugeteilten Anmeldeverbunds wäh-
len. Im Schuljahr 2012/13 konnten 94 Prozent der Erstwünsche erfüllt werden (Behörde für Schule und Berufsbildung Ham-
burg 2012).

Info-Box 2 Privatschulen tragen zur schulischen Segregation bei
Schüler mit Migrationshintergrund haben eine nur halb so hohe Wahrscheinlichkeit, eine Privatschule zu be-
suchen wie Schüler ohne Migrationshintergrund (Weiß 2011: 36ff.). Zwischen 1992 und 2010 wuchs die Zahl 
der privaten Schulen in Deutschland um 67 Prozent. Im Schuljahr 2010/11 unterrichteten die 5.411 privaten 
Schulen jeden elften Schüler ohne Migrationshintergrund und jeden zwanzigsten Schüler mit Migrationshin-
tergrund. Etwa zwei Drittel der Privatschüler lernen an Schulen in kirchlicher Trägerschaft (Statistisches Bun-
desamt 2011). Insgesamt sind Kinder aus gut situierten Elternhäusern an Privatschulen überrepräsentiert: 14 
Prozent der Eltern mit hohem Sozialstatus schicken ihr Kind auf eine Privatschule, dies gilt nur für 3,5 Prozent 
der Eltern mit niedrigem Sozialstatus (Weiß 2011: 67). Auf Grund mangelnder Daten für einzelne Schulen und 
abweichender Entscheidungsfaktoren, wie z. B. dem Wunsch nach einer konfessionell geprägten Schulbildung, 
können Privatschulen in diesem Policy Brief nicht betrachtet werden.
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Tab. 1 Behördliche Grundschulzuweisungen und Ausnahmeregelungen in den Bundesländern

Bundesland Zuweisung Abweichung von behördlich zugewie-
sener Grundschule

Quelle Zuletzt 
geändert

Ohne 
 elterliche 
Begründung 

Bei elterlicher Begrün-
dung: Abweichungskrite-
rien gesetzlich erwähnt

Baden- 
Württemberg Ja Nein Nein

§ 25, § 76 
SchG BW 24.04.2012

Bayern Ja Nein Nein

Art. 32, Art. 
32a, Art. 42, 
Art. 43 BayEUG 09.07.2012

Berlin Ja Nein

Geschwister,  Programm/
Schultyp, Betreuungssi-
tuation

§ 54, 
§ 55a, §  109 
SchulG BE 25.01.2010

Brandenburg Ja Nein
Erreichbarkeit, pädagogi-
sche und soziale Gründe

§ 106 Bbg-
SchulG 08.01.2007

Bremen Ja Ja

Ganztagsschulen, Spe-
zialangebote, Angliede-
rung an Sekundarschule

§ 6 BremSchV-
wG, § 6 Aufn-
VOÖffSch 13.12.2011

Hamburg Ja Ja Nein § 42 HmbSG 05.04.2012

Hessen Ja Nein Nein

§ 60, § 63, 
§ 66, 
§ 143 HSchG 14.06.2005

Mecklenburg-
Vorpommern Ja Nein

Erreichbarkeit,  spezielle 
Interessen, soziale 
 Umstände

§ 46 SchulG 
M-V 10.09.2010

Niedersachsen Ja Nein
Schultyp, unbillige Härte, 
pädagogische Gründe § 63 NSchG 16.03.2011

Nordrhein-
Westfalen Möglich Ja Nein § 84 SchulG 

NRW 21.12.2010

Rheinland-
Pfalz Ja Nein Nein § 62, § 93 

SchulG RP 30.03.2004

Saarland Ja Nein Nein § 19 SchoG 18.06.2008

Sachsen Ja Nein
Pädagogische  Gründe, 
soziale Umstände, 
 Erreichbarkeit

§ 25 SchulG SN 15.12.2006

Sachsen-
Anhalt Möglich Nein Nein § 41, § 86e 

SchulG LSA 11.08.2005

Schleswig-
Holstein Ja Ja Nein § 24 SchulG SH 28.01.2011

Thüringen Ja Nein Pädagogische Gründe, 
soziale Gründe

§ 15 Thür-
SchulG 20.12.2010

Anmerkungen: In Hamburg können Eltern innerhalb von Anmeldeverbünden zwischen mehreren Grundschulen wählen. Die Gesetze in  einigen 
anderen Bundesländern ermöglichen dies zwar, doch wird dies in der Praxis bislang nicht umgesetzt. Abweichungskriterien sind in den Schul-
gesetzen nicht umfassend aufgeführt. Nur die in der Tabelle genannten Kriterien sind in den jeweiligen Gesetzen explizit erwähnt.
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Der Wechsel an die gewünschte Grundschule 
ist wegen der zum Teil recht restriktiv formulierten 
Schulgesetze (Tab. 1) für Eltern mit einem hohen 
Aufwand verbunden. Dennoch zeigen bisherige Stu-
dien, dass Eltern den ihnen zur Verfügung stehenden 
rechtlichen Spielraum nutzen: Die von Katzenbach et 
al. zwischen 1991 und 1995 durchgeführte Untersu-
chung an 33 Hamburger Grundschulen ergab, dass 
durchschnittlich etwa 10 Prozent der Schulanfänger 
auf Antrag der Eltern an einer anderen als der regi-
onal zuständigen Schule eingeschult wurden (1999: 
573). Kristen (2005) fand heraus, dass 9,5 Prozent der 
Schulanfänger an Grundschulen in Essen eine Schule 
außerhalb ihres Schulbezirks besuchten. Für Berliner 
Grundschulen zeigte eine Untersuchung, dass sich 
28 Prozent der Eltern von Schülern der vierten Klas-
sen bewusst für die Schule ihres Kindes entschieden 
hatten. Hier wurden auch Familien mitgezählt, die 
sich nach dem Vergleich der infrage kommenden 
Grundschulen für die ursprünglich zugewiesene 
entschieden hatten. Dies erklärt den höheren Anteil 
der Eltern, die eine bewusste Wahl getroffen haben 
(Koopmans et al. 2011). In Großstädten geben da-
mit je nach Wohngebiet rund 10 Prozent der Eltern 
an, einen Antrag auf Schulwechsel gestellt zu haben. 
Eine allgemein gültige Aussage über den Anteil der 
Eltern, die ihr Kind an einer Grundschule außerhalb 
ihres Schulbezirks anmelden, lässt sich aber auf der 
Grundlage der bisherige Studien nicht treffen. Insge-
samt ist die bewusste Entscheidung für eine andere 
Grundschule als die in der Nachbarschaft gelegene 
ein Großstadtphänomen. Hier kristallisieren sich auf 
Grund der demografischen Entwicklung schon jetzt 
Probleme heraus, die in einigen Jahren auch in klei-
neren Städten auftreten können. Großstädte bieten 
im Unterschied zum ländlichen Raum aber auch die 
Möglichkeit, in relativer räumlicher Nähe zwischen 
verschiedenen Grundschulen wählen zu können. 

Welche Folgen die elterliche Schulwahl für die 
Zusammensetzung der Schülerschaft haben kann, 
wird im Folgenden am Beispiel von 108 Berliner 
Grundschulen im Schuljahr 2011/12 dargestellt. 

3. Fallstudie Berlin: Elterliche Schulwahl 
verschärft schulische Segregation

Deutschlandweit haben rund ein Drittel der Grund-
schü  ler7 einen Migrationshintergrund, in Groß städ-
ten sind es knapp die Hälfte (Statistisches Bun des-
amt 2012). Der Anteil der Schüler mit Mi gra  tions-
hin tergrund an einer Grundschule wird zu großen 
Teilen durch die Bevölkerungsstruktur im umliegen-

den Schulbezirk bestimmt. Doch der Wohnort von 
Schülern und ihren Familien ist nicht der einzige 
Treiber hinter schulischen Ent mischungs prozessen. 
Sachkundige und an besseren Lernchancen interes-
sierte Familien – häufig ohne Mi grationshintergrund 
– vermeiden zu größe ren Anteilen die behördlich 
zugewiesene Grundschule und erhöhen dadurch 
die Segregation der ver bleibenden Schüler mit 
Migrationshintergrund (Häußermann 2007: 467). 
Diese durch elterliche Grund schulwahl verschärfte 
Segregation wird im Folgenden anhand von Berli-
ner Daten veranschaulicht: Die Zusammensetzung 
der Schülerschaft an 108 staatlichen Grundschulen 
in den Bezirken Char lot ten burg-Wilmersdorf, Fried-
richshain-Kreuzberg, Mitte und Neukölln werden 
in Relation gesetzt zur Zahl der 6- bis 12-Jährigen,8 
die im Schulbezirk der je weiligen Grundschule le-
ben. Die untersuchten Se gregationsdynamiken be-
anspruchen keine allgemeine Gültigkeit für ganz 
Deutschland, können aber als beispielhaft für die 
Situation in westdeutschen Großstädten angesehen 
werden.

3.1. Ergebnisse der Fallstudie: 
Mehrheitsbevölkerung meidet häufig 
Schulen mit hohem Zuwandereranteil
Aufgrund der wohnortbezogenen Zuweisung der 
Grund schule müsste der Ausländeranteil einer 
Grund schule annähernd dem Ausländeranteil der 
Kinder im Grundschulalter in dem dazugehöri-
gen Schulbezirk entsprechen (Info-Box 3). Dies 
ist vor allem in Groß städten häufig nicht der Fall, 
wie anhand der Schü lerverteilung in den vier Ber-
liner Bezirken Fried richshain-Kreuzberg (Tab. 2), 
Charlottenburg-Wil mersdorf (Tab. 3), Mitte (Tab. 4) 
und Neukölln (Tab. 5)9 exemplarisch veranschau-
licht wird: Knapp jede fünfte der 108 untersuchten 
Grund schu len wies im Schuljahr 2011/12 einen 
mehr als doppelt so hohen Anteil ausländischer 
Schüler auf wie ihr zu gehöriger Schulbezirk. Dage-
gen hatte jede vierte Grundschule einen geringeren 
Anteil an auslän dischen Schülern als ihr jeweiliger 
Schulbezirk.

In Friedrichshain-Kreuzberg war der Anteil der 
ausländischen Schüler an fünf der 23 untersuchten 
Grundschulen mehr als doppelt so hoch wie in den 
umgebenden Schulbezirken. Die größten Abweichun-
gen verzeichneten die E.-O.-Plauen-Grundschule mit 
mehr als drei Mal so vielen ausländischen Schülern 
und die Jens-Nydahl-Grundschule mit 2,5-mal so vie-
len ausländischen Schülern. Vier weitere Grundschu-

7  Wann immer die männliche Form verwendet wird, schließt dies stets beide Geschlechter ein.
8  In Berlin umfassen die öffentlichen Grundschulen die erste bis sechste Jahrgangsstufe. Die privaten Grundschulen wurden auf 

Grund fehlender Daten bei der Analyse nicht berücksichtigt.
9  Tab. 3, Tab. 4 und Tab. 5 siehe Anhang.
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len unterrichteten zwischen 1,5- und 2-mal mehr 
ausländische Kinder als im jeweiligen Schulbezirk 
gemeldet waren. Auch umgekehrt wird der Entmi-
schungsprozess sichtbar: Sieben Grundschulen ver-
zeichneten deutlich geringere Anteile ausländischer 
Schüler als ihre umliegenden Schulbezirke. An einer 
Schule, der Charlotte-Salomon-Grundschule, lag der 
Anteil der ausländischen Schüler mit 2,5 Prozent bei 
unter einem Fünftel des Anteils ausländischer Kin-

der im Schulbezirk (13,9 %). An der Heinrich-Zille-
Grundschule war der Anteil weniger als halb so groß 
wie im Schulbezirk.

Für alle vier Bezirke gilt: Die Grundschulen mit 
dem höchsten Anteil an ausländischen Schulkindern 
verzeichnen zumeist die größten Abweichungen von 
der Bevölkerungsstruktur ihrer Umgebung (Tab. 2–5). 
Die methodisch notwendige Messung der Ausländer-
anteile täuscht dabei noch darüber hinweg, dass der 

Info-Box 3 Fallauswahl und Methode
Das schlechte Abschneiden der Berliner Grundschüler im Ländervergleich des Instituts zur Qualitätsentwicklung 
im Bildungswesen (IQB) (Stanat et al. 2012) war Anlass für eine genauere Betrachtung der Grundschulen in vier 
Berliner Bezirken. Das elterliche Schulwahlverhalten in diesen Bezirken ist in ähnlicher Ausprägung in vielen 
deutschen Großstädten zu beobachten. Insgesamt 1,2 Millionen Menschen wohnen in den vier innerstädtischen 
Bezirken Charlottenburg-Wilmersdorf, Friedrichshain-Kreuzberg, Mitte und Neukölln. Der Anteil der Personen 
mit Migrationshintergrund ist mit durchschnittlich 40 Prozent der höchste in Berlin (Amt für Statistik Berlin-
Brandenburg 2012b). Im Mittelpunkt der Auswertung stehen Daten aus Friedrichshain-Kreuzberg, da sich hier 
in den vergangenen Jahren ein zunehmend attraktives Wohnumfeld für junge Familien aus der Mittelschicht 
entwickelt hat, was eine stärkere soziale Mischung der Bevölkerung mit sich bringt (Brake 2012). Gleichzeitig 
werden viele der Grundschulen im Bezirk in der Öffentlichkeit als problembelastet wahrgenommen, u. a. auf 
Grund der hohen Zahl an Schülern mit Migrationshintergrund (siehe beispielhaft Vogt 2012).

Der Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg entstand im Rahmen der Verwaltungsreform 2001 durch die Fusion der 
bis dahin eigenständigen Bezirke Friedrichshain und Kreuzberg. Von den rund 275.000 Einwohnern in Fried-
richshain-Kreuzberg haben 37 Prozent einen Migrationshintergrund. Der weitaus größere Teil der Zuwanderer 
lebt in Kreuzberg, wo jeder zweite Einwohner einen Migrationshintergrund vorweist; in Friedrichshain sind es 
knapp 20 Prozent (Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2012b). Diese Gegensätze spiegeln sich auch an den 
Schulen wieder: Alle Kreuzberger Grundschulen haben auf Grund der Herkunft und des Sozialstatus ihrer Schüler 
Anspruch auf zusätzliche Lehrerstunden für Sprachförderunterricht, in Friedrichshain sind es deutlich weniger.10 

Die Auswertung erfolgt anhand der Staatsbürgerschaft der Grundschüler, da das Merkmal „mit Migrations-
hintergrund“ in der Schulstatistik und anderen amtlichen Statistiken unterschiedlich definiert und damit nicht 
vergleichbar ist.11 Zugleich ermöglicht die Verwendung der Staatsbürgerschaft einen verlässlichen Vergleich 
auf Basis amtlicher Identifikationsdokumente. Wenn im Folgenden von ausländischen Schülern die Rede ist, 
wird dieser Begriff aus der Schulstatistik übernommen. Dies schließt nicht die nach 2000 in Deutschland 
geborenen Kinder mit Migrationshintergrund ein, die aufgrund der Optionsregelung eine doppelte Staatsbür-
gerschaft haben. Der Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund liegt daher deutlich höher als der Anteil 
der ausländischen Schüler, da Doppelstaatler, Eingebürgerte und Kinder, die unter die Optionsregelung fallen, 
nicht berücksichtigt werden.12

10  Grundschulen, deren Schüler zu über 40 Prozent nichtdeutscher Herkunftssprache und/oder aus sozialen Gründen (u. a. Bezug 
von Arbeitslosengeld II, Wohngeld, BAföG) lernmittelbefreit sind, erhalten für jeden betroffenen Schüler 0,15 zusätz liche 
Lehrerstunden für Sprachförderung. Je nach Umsetzung durch die Schule bedeutet dies für Schüler zusätzliche Förderstunden, 
die mithilfe von zusätzlichem oder vorhandenem Personal angeboten werden (SenBJW 2012c).

11  Die Schulstatistik der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft (SenBJW) definiert den Migrationshintergrund 
über die Herkunftssprache der Schüler. Diese wird nach Einschätzung der Eltern bzw. der Lehrkraft erhoben. Schüler nicht-
deutscher Herkunftssprache (ndH) haben demnach einen Migrationshintergrund. Hingegen definiert die amtliche Statistik 
den Migrationshintergrund über die Staatsbürgerschaft, das Geburtsland der Person sowie das Geburtsland der Eltern (§ 6 
MighEV). Die beiden Statistiken sind somit nicht deckungsgleich. 

12  Seit der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts im Jahr 2000 erhält ein in Deutschland geborenes Kind, dessen Eltern beide 
Ausländer sind, zusätzlich zur Staatsangehörigkeit seiner Eltern die deutsche Staatsbürgerschaft, wenn ein Elternteil seit 
mindestens acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat und im Besitz einer unbefristeten 
Aufenthaltserlaubnis ist (§ 4 StAG). Nach der sog. Optionsregelung bleibt die ausländische Staatsbürgerschaft dem Kind bis 
zur verpflichtenden Entscheidung zwischen dem 18. und 23. Lebensjahr erhalten. Dann muss die Person über die Aufgabe 
der ausländischen oder der deutschen Staatsbürgerschaft entscheiden (§ 29 StAG). 
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Tab. 2 Ausländeranteil an Grundschulen und bei im Schulbezirk lebenden 6- bis 12-Jährigen in Berlin 
Friedrichshain-Kreuzberg, 201113

Schulname Ausländeranteil 
in Grundschule 
(Schuljahr 
2011/12)

Ausländeranteil 
im Schulbezirk,
6–12 Jahre 
(2011)

Abweichung 
zwischen 
Grundschule und 
Schulbezirk

Lemgo-Grundschule 39,0 % 19,9 % Mehr als +75 %

Jens-Nydahl-Grundschule 34,8 % 14,3 % Mehr als +75 %

E.-O.-Plauen-Grundschule 22,8 % 7,1 % Mehr als +75 %

Blumen-Grundschule 22,3 % 16,4 % 0 % bis +74 %

Hausburg-Grundschule (Europa-Schule) 21,1 % 9,7 % Mehr als +75 %

Lenau-Grundschule 20,5 % 10,2 % Mehr als +75 %

Otto-Wels-Grundschule 20,0 % 12,0 % 0 % bis +74 %

Kurt-Schumacher-Grundschule 18,9 % 11,9 % 0 % bis +74 %

Galilei-Grundschule 17,5 % 15,3 % 0 % bis +74 %

Fanny-Hensel-Grundschule 17,3 % 7,8 % Mehr als +75 %

Spartacus-Grundschule 16,0 % 10,4 % 0 % bis +74 %

Fichtelgebirge-Grundschule 15,7 % 12,0 % 0 % bis +74 %

Adolf-Glaßbrenner-Grundschule 12,1 % 4,0 % Mehr als +75 %

Grundschule am Traveplatz 11,7 % 11,2 % 0 % bis +74 %

Nürtingen-Grundschule 11,1 % 10,9 % 0 % bis +74 %

Hunsrück-Grundschule 9,2 % 12,0 % -74 % bis 0 %

Justus-von-Liebig-Grundschule 9,1 % 14,4 % -74 % bis 0 %

Heinrich-Zille-Grundschule 7,5 % 19,0 % -74 % bis 0 %

Bürgermeister-Herz-Grundschule 7,4 % 8,8 % -74 % bis 0 %

Zille-Grundschule 6,7 % 5,5 % 0 % bis +74 %

Reinhardswald-Grundschule 4,9 % 8,3 % -74 % bis 0 %

Ludwig-Hoffmann-Grundschule 4,5 % 6,3 % -74 % bis 0 %

Charlotte-Salomon-Grundschule 2,5 % 13,9 % Mehr als -75 %

Lesehilfe: „In 2011 war der Anteil der ausländischen Schüler der Jens-Nydahl-Grundschule mit 34,8 Prozent mehr als doppelt so hoch wie der 
Ausländeranteil der 6- bis 12-jährigen Kinder im umliegenden Schulbezirk (14,3 %).“14

Quelle: SenBJW 2012a, Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2012c; eigene Berechnung

13  Die Modersohn-Grundschule, Pettenkofer-Grundschule und Thalia-Grundschule wurden auf Grund des niedrigen Aus gangs-
niveaus der Ausländeranteile ihres Wohnumfelds als statistische Ausreißer behandelt und nicht in die folgende Analyse mit 
eingeschlossen. Nicht berücksichtigt wurden zudem die Aziz-Nesin-Grundschule (Europa-Schule) und die Clara-Grundwald-
Grundschule, die keinem Schulbezirk zugeordnet werden konnten. Für die im Jahr 2012 neu eröffnete Rosa-Parks-Grundschule 
lagen noch keine Daten vor.

14  Eine Abweichung von „Mehr als +75 %“ liegt z. B. vor, wenn ein Schulbezirk einen Ausländeranteil von 10 Prozent hat und die 
darin liegende Grundschule einen Anteil von 17,6 Prozent aufweist. In diesem Fall liegt der Ausländeranteil der Grundschule 
76 Prozent über dem des Schulbezirks, d. h. „Mehr als +75 %“.
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Anteil der Schüler nichtdeutscher Herkunftssprache 
deutlich höher liegt und an diesen Schulen zwischen 
60 und 98 Prozent beträgt. Viele dieser Schulen ver-
buchen seit Jahren sinkende Schülerzahlen (SenBJW 
2012a) und werden von bildungsnahen Eltern ge-
mieden.15 Die Folge: Diese Grundschulen sind stärker 
segregiert als ihre Schulbezirke, auch wenn letztere 
bereits einen hohen Anteil von Bewohnern mit Mi-
grationshintergrund aufweisen. Die unterschiedliche 
Intensität der an Grundschulen zusätzlich entste-
henden Segregation ist in Abb. 1 für Friedrichshain-
Kreuzberg farblich voneinander abgesetzt: Wenn der 
Anteil ausländischer Schüler an einer Grundschule 
bis zu 74 Prozent über dem der Kinder im Grund-
schulalter im umgebenden Schulbezirk liegt, wurde 
dieser hellgrün eingefärbt. Schulbezirke, die dunkel-
grün eingefärbt sind, umgeben Grundschulen deren 
Ausländeranteil mehr als 75 Prozent über dem des 
Schulbezirks liegt. Diese Grundschulen sind stark se-
gregiert. Da Segregation in beide Richtungen wirkt, 
sind Schulbezirke mit einem niedrigeren Anteil aus-

ländischer Schüler ebenfalls eingefärbt: hellgrau für 
Grundschulen, in denen der Anteil der Kinder mit aus-
ländischem Pass bis zu 74 Prozent unter dem Anteil 
in der umliegenden Wohngegend liegt, dunkelgrau 
für Schulen, in denen diese Quote bei 75 Prozent und 
höher liegt. Insgesamt unterschätzen die hier darge-
stellten Abweichungen das tatsächliche Ausmaß an 
schulischer Segregation, da schulbedingte Umzüge 
und die Ummeldung des Wohnsitzes der Kinder, etwa 
bei Verwandten, durch vorhandene Daten nicht ab-
gebildet werden können. Wie häufig dies vorkommt, 
lässt eine Umfrage unter 519 Eltern im Berliner Bezirk 
Tempelhof-Schöneberg erahnen. Danach berichteten 
6 Prozent der Eltern, dass sie eine falsche Adresse an-
gegeben hatten, um die behördliche Schulzuweisung 
zu umgehen (Noreisch 2007a: 1312f). 

Die beobachteten Verschiebungen finden nicht 
nur innerhalb von Bezirken statt: Obwohl viele 
Familien mehrere Schulen in direkter Nähe ihres 
Wohnsitzes finden, favorisiert ein nennenswerter 
Teil einen Schulbesuch außerhalb von Friedrichs-

Mitte

Pankow

Neukölln

Friedrichshain-Kreuzberg

Charlottenburg-
Wilmersdorf

Tempelhof-
Schöneberg

Anmerkung: Im Schuljahr 2011/12 waren 62 Prozent der Kinder, die außerhalb von Friedrichshain-Kreuzberg eine öffentliche Grundschule be-
suchten, an den neun eingezeichneten Schulen in den Bezirken Charlottenburg-Wilmersdorf, Mitte, Neukölln, Pankow und Tempelhof-Schöneberg 
angemeldet. 

Quelle: SenBJW 2012a, Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2012c; eigene Berechnung

15  Eine Ausnahme sind die Staatlichen Europa-(Grund)Schulen, die ab der 1. Klasse zweisprachigen Unterricht anbieten und 
speziell für bildungsnahe Familien mit und ohne Migrationshintergrund attraktiv sind.

Abb.1 Anteil von Schülern mit ausländischer Staatsangehörigkeit an Grundschulen im Vergleich zum 
jeweiligen Schulbezirk sowie überbezirkliche Schulwahl in Berlin Friedrichshain-Kreuzberg, 2011

Anteil ausländischer Schüler deutlich höher als im Schulbezirk (Mehr als +75 %)
Anteil ausländischer Schüler höher als im Schulbezirk (0 % bis +74%)
Anteil ausländischer Schüler niedriger als im Schulbezirk (-74 % bis 0 %)
Anteil ausländischer Schüler deutlich niedriger als im Schulbezirk (Mehr als -75 %)
Keine Daten verfügbar/statistische Ausreißer

Staatliche Grundschulen
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hain-Kreuzberg. Im Schuljahr 2011/12 besuchten 
insgesamt 700 Schüler aus Friedrichshain-Kreuzberg 
eine staatliche Grundschule außerhalb des Bezirks. 
Das entspricht einem Anteil von 6,4 Prozent. Rund 
zwei Drittel aller überbezirklich ausgebildeten Kin-
der aus Friedrichshain-Kreuzberg wurden an den 
neun in Abb. 1 eingezeichneten Grundschulen in 
den umliegenden Bezirken unterrichtet.16 Im Falle 
von Charlottenburg-Wilmersdorf wurden 444 Kinder 
(5 %) außerhalb des Bezirks beschult, aus Mitte wa-
ren es 793 Schüler (5,8 %), aus Neukölln 880 Schüler 
(6,5 %). Damit belegen die untersuchten Bezirke vier 
der ersten fünf Plätze beim überbezirklichen Schul-
besuch innerhalb von Berlin. Nur der Bezirk Tempel-
hof-Schöneberg lag mit 7 Prozent noch darüber.

3.2. Schulportraits: Förderliches Lern-
umfeld bei hohem Zuwandereranteil

Schulen mit hohem Zuwandereranteil haben es 
häufig schwer, das Vertrauen der Eltern zu gewin-
nen. Neben pädagogischen Spezialangeboten ha-
ben stark segregierte Grundschulen bundesweit in 

den vergangenen Jahren versucht, eine Trendwen-
de durch strukturelle Maßnahmen wie die Zusam-
menlegung von Schulen oder den Ausbau eines ge-
bundenen Ganztagsangebots herbeizuführen. Nicht 
immer waren diese Anstrengungen von Erfolg 
gekrönt. Allein im Berliner Bezirk Friedrichshain-
Kreuzberg blieb in den vergangenen zehn Jahren 
zwei Grundschulen nur die Schließung übrig, da im-
mer mehr Eltern aktiv gegen die behördliche Schul-
zuweisung vorgingen. Was elterliche Schulwahlent-
scheidung für die Segregation von Schülerschaften 
im konkreten Einzelfall bedeuten kann und wie 
Schulen damit umgehen, zeigen beispielhaft vier 
Schulen in Friedrichshain-Kreuzberg (Info-Box 4). 

An dieser Stelle ist das Phänomen der Segrega-
tion innerhalb von Schulen zu erwähnen, welches 
in dieser Untersuchung nicht erfasst wurde. Da die 
Effekte der Zusammensetzung der Schülerschaft pri-
mär auf Klassenebene wirken, und nicht auf Schu-
lebene (Bellin 2009: 105), sind leistungsorientierte 
Spezialklassen zum Werben bildungsnaher Familien 
sowie nach Konfession getrennte Klassen wie sie das 
bayerische Schulgesetz ermöglicht,17 kritisch auf ihre 
segregierende Wirkung zu prüfen. 

Info-Box 4  Kurzportraits von vier Grundschulen in 
Friedrichshain-Kreuzberg

Ein hoher Zuwandereranteil an Grundschulen steht zwar statistisch in Verbindung mit schwächeren Schüler-
leistungen, muss sich aber nicht zwangsläufig negativ auf die Lernerfolge an einzelnen Schulen auswirken. 
Die folgenden vier Kurzportraits von Grundschulen in Friedrichshain-Kreuzberg verdeutlichen die großen Un-
terschiede zwischen einzelnen Grundschulen. Dabei wird deutlich, dass individuelle (Sprach)Förderung und die 
aktive Einbeziehung der Eltern für den Lernerfolg maßgeblich sind.

Aziz-Nesin-Grundschule
Die Aziz-Nesin-Grundschule im Kreuzberger Graefekiez ist eine Staatliche Europa-Grundschule, an der von der 
1.  Klasse an muttersprachliche Lehrkräfte bilingual auf Deutsch und Türkisch unterrichten. Auch die Betreuung 
im Rahmen der gebundenen Ganztagsschule findet zweisprachig statt. Als Europa-Schule hat die Aziz-Nesin-
Schule keinen eigenen Schulbezirk; Kinder können unabhängig von ihrem Wohnort angemeldet werden. Dabei 
werden die Plätze jeweils zur Hälfte an Kinder mit deutscher bzw. türkischer Muttersprache vergeben, die 
mindestens über Grundkenntnisse in der jeweils anderen Sprache verfügen müssen. Während das Konzept bei 
Eltern türkischer Herkunft stark nachgefragt ist und eine lange Warteliste besteht, gibt es weniger Bewerber 
mit deutscher Muttersprache. Etwa die Hälfte der 389 Schüler (Schuljahr 2011/12) ist von Zuzahlungen zu 
Lernmitteln befreit. Insgesamt stammen die Kinder eher aus Familien mit hohem Bildungsinteresse, allerdings 
erhalten nur etwa ein Viertel der Schüler in der 6. Klasse eine Förderprognose für das Gymnasium.18 

16  Privatschüler wurden hierbei nicht berücksichtigt.
17  Laut Art. 49 Abs. 2 BayEUG sind Grundschulen angehalten, Schüler mit derselben Konfessionszugehörigkeit derselben Klas se 

zuzuweisen. Alle Grundschulen müssen bei der Einschulung das Einverständnis der Eltern zur Klassenzuweisung nach Kon fes-
sion einholen. 

18  Für öffentliche Grundschulen in Friedrichshain-Kreuzberg lag die Förderprognose für das Gymnasium im Schuljahr 2010/11 
bei durchschnittlich 42,6 Prozent, für Berlin insgesamt bei 44,5 Prozent (Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2012a: 14f). 
Der geringere Gymnasialanteil an der Aziz-Nesin-Grundschule kann evtl. damit zusammenhängen, dass in Familien türki-
scher Herkunft zwar hohe Bildungsaspirationen vorhanden sind, es jedoch zum Teil an Wissen über die für den schulischen 
Erfolg der Kinder notwendigen Unterstützungsleistungen mangelt (Dollmann 2010).
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Fanny-Hensel-Grundschule
Die Fanny-Hensel-Grundschule liegt in einer ehemaligen Siedlung des sozialen Wohnungsbaus an der Grenze 
zum Bezirk Berlin-Mitte. Von den 272 Schülern (Schuljahr 2012/13) sind 93 Prozent nichtdeutscher Herkunfts-
sprache und mehr als 80 Prozent von Zuzahlungen zu Lernmitteln befreit. Zusätzlich werden etwa 30 Kinder 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf integrativ beschult. Mehr als ein Drittel der Schüler in der 6. Klasse 
erhielten im Schuljahr 2010/11 eine Förderprognose für das Gymnasium. Ausschlaggebend für diesen Erfolg 
sind aus Sicht der Schule nicht zuletzt die konsequente Sprachförderung in allen Jahrgangsstufen, eine Schul-
bibliothek mit mehrsprachigem Bücherbestand, die auch von Eltern genutzt wird, sowie ein weitreichendes 
Angebot an Leseprojekten. Die Schule überprüft außerdem regelmäßig die sprachlichen und motorischen Fähig-
keiten der Schüler und greift bei Bedarf gezielt über temporäre Speziallerngruppen ein. Seit 2007 verbucht die 
Fanny-Hensel-Grundschule leicht sinkende Schülerzahlen, was zum Teil der Restrukturierung des umliegenden 
Wohngebiets geschuldet ist. Um gegenzusteuern, veranstaltet die Schule regelmäßig „Tage der offenen Tür“ 
und betreibt eine intensive Kontaktpflege zu den umliegenden Kindertagesstätten. So soll auch der Übergang 
in die Grundschule erleichtert werden. Ein wichtiges Anliegen der Schule ist das differenzierte, kompetenz- und 
problemorientierte Lernen. Sie hebt hierfür ihren mathematischen und naturwissenschaftlichen Schwerpunkt 
hervor, welcher neben durchgängiger Sprachbildung den Kern des Schulprofils bildet.

Reinhardswald-Grundschule
Die Reinhardswald-Grundschule ist eine der am meisten nachgefragten Grundschulen in Friedrichshain-Kreuz-
berg. Nicht zuletzt auf Grund der hohen Gymnasialquote bei den Förderprognosen für die Sekundarstufe (68 % 
im Schuljahr 2010/11) ist die Schule besonders bei bildungsnahen Familien sehr gefragt: Regelmäßig über-
steigen die Anmeldungen die Kapazitäten der Schule um über 100 Prozent. Nichtsdestotrotz ist rund die Hälfte 
ihrer 711 Schüler von der Zuzahlung zu Lernmitteln befreit, 41 Prozent haben einen Migrationshintergrund.
Neben der Wahl zwischen Französisch und Englisch als erster Fremdsprache verfügt die Schule u. a. über 
eine umfangreiche IT-Ausstattung, einen Musikschwerpunkt und eine Lernwerkstatt für selbstentdeckendes 
naturwissenschaftliches Lernen. Daneben integriert sie schon seit Langem Kinder mit Behinderungen in den 
Schulbetrieb und bemüht sich intensiv um Konflikt- und Gewaltprävention. Eltern haben die Wahl zwischen 
offener und gebundener Ganztagsbetreuung, wobei feste Lehrer-Erzieher-Teams den Unterricht und die Be-
treuung außerhalb des Unterrichts systematisch aufeinander abstimmen. Um den Übergang in weiterführende 
Schulen zu erleichtern, kooperiert die Schule eng mit einem renommierten Gymnasium in der Nachbarschaft.

Rosa-Parks-Grundschule
Die Rosa-Parks-Grundschule entstand 2012 durch eine von zwei benachbarten Schulen initiierte Fusion.19 An 
beiden Schulen waren über 70 Prozent der Eltern von Zuzahlungen zu Lernmitteln befreit; zwischen 70 und 90 
Prozent haben eine andere Herkunftssprache als Deutsch.20 Beide Schulen verzeichneten seit 2006 rückläufige 
Schülerzahlen. Mit der Zusammenlegung gab sich die gebundene Rosa-Parks-Ganztagsschule ein neues Leitbild, 
das Vielfalt, Toleranz und individuelle (Sprach)Förderung hervorhebt. Die Schule arbeitet eng mit sozialen Initi-
ativen und Kultureinrichtungen in der Nachbarschaft zusammen, vor allem im theaterpädagogischen Bereich. 
Durch regelmäßige Theaterprojekte, ein Elterncafé und weitere Begegnungsangebote bezieht die Schule Eltern 
aktiv in das Schulleben ein. Mithilfe gezielter Ansprache der nahegelegenen Kindertagesstätten sowie aktiver 
Imagepflege durch eine neue Webseite und ein aufwändig produziertes Schullied und Musikvideo umwirbt 
die neue Schule die im Wohnumfeld lebenden Familien. Und das mit Erfolg: Aus Sicht der Schule interessieren 
sich speziell bildungsnahe Familien, mit und ohne Migrationshintergrund, für das neue Angebot. Trotz hohem 
Zuwandereranteil im Schulbezirk sank der Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund im Einschulungsjahr-
gang 2012/13 leicht auf 63 Prozent.

19  Die beiden ehemaligen Schulen sind die Paul-Dohrmann-Schule und die Niederlausitz-Grundschule. Beide Schulen sowie 
die neue Rosa-Parks-Grundschule sind auf Grund der Fusion, die nach dem Ende des Schuljahrs 2011/12 stattfand, dem 
Beobachtungszeitraum in Tab. 2, nicht in der Tabelle enthalten.

20  Dies schließt sowohl ausländische Schüler als auch deutsche Schüler mit Migrationshintergrund ein. Schüler mit ausländi-
scher Staatsbürgerschaft im Schuljahr 2010/11: 19,1 Prozent an der Niederlausitz-Grundschule und 39,5 Prozent an der 
Paul-Dohrmann-Schule (vgl. Tab. 2).
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4. Motivation und Entscheidungs-
faktoren für die elterliche Wahl 
der Grundschule
In Deutschland erfordert die Wahl einer anderen 
als der behördlich zugewiesenen Grundschule ei-
nen hohen Aufwand an Zeit, Durchsetzungsver-
mögen und Detailwissen über das Schulsystem. 
Ein Wechsel ist aus Elternsicht oft nicht notwen-
dig, da die zugeteilte Schule die Erwartungen von 
Schülern und Eltern erfüllt. Doch selbst im Falle 
eines angestrebten Schulwechsels ist ‚Wahl‘ eher 
als Anmeldung von Präferenzen zu verstehen, da 
die favorisierte Schule über hinreichend Kapazitä-
ten verfügen muss (Clausen 2008: 76). Damit ent-
scheidet nicht zuletzt das Ausmaß der elterlichen 
Hartnäckigkeit über eine erfolgreiche Anmeldung 
an der gewünschten Grundschule. Doch warum 
möchten Eltern die Grundschule ihres Kindes selbst 
wählen? Was sind ihre wichtigsten Entscheidungs-
faktoren? Und wie läuft die elterliche Schulwahl in 
der Praxis ab?

4.1. Die wichtigsten Entscheidungs-
faktoren für die Wahl der Grundschule

Die von Eltern am häufigsten genannten Kriterien 
für ihre Entscheidung sind (1) die Länge des Schul-
wegs, (2) die Qualität der Schule, sowie (3) das so-
ziale Umfeld der Schule.21 Welche konkreten Maß-
stäbe Eltern zur Bemessung der Schulqualität oder 
des sozialen Umfelds ansetzen, ist unterschiedlich. 
Eltern sind keine homogene Gruppe: Abhängig von 
persönlichen Vorerfahrungen mit einer Schule oder 
derer anderer Eltern im Freundeskreis, sowie den 
Möglichkeiten, sich Informationen zu beschaffen, 
treffen Eltern ihre Entscheidung auf Grundlage des 
vorhandenen Wissens über eine Schule. Hier deu-
tet vieles darauf hin, dass ein Teil der Eltern die 
Zusammensetzung der Schülerschaft und insbeson-
dere den Anteil an Schülern mit Migrationshinter-
grund als ein Indiz für das Leistungsniveau und die 
Problemdichte an der Schule ansehen. Die SVR-In-
tegrationsbarometer 2010 und 2012 zeigten, dass 
viele Eltern zögern, ihr Kind an einer Schule mit 
hohem Anteil an Schülern nichtdeutscher Herkunft 
anzumelden (SVR 2010: 54ff; SVR 2012: 40ff.). Die-

ses Verhalten beruht in der Regel nicht auf einer 
ablehnenden Haltung gegenüber Personen mit Mi-
grationshintergrund, denn viele Eltern befürworten 
grundsätzlich eine heterogene Schülerschaft und 
blicken auf eigene positive Erfahrungen mit Viel-
falt im Schulsystem zurück (SVR 2012: 40ff). Neben 
der Präferenz für einen kurzen Schulweg verfolgen 
wechselwillige Eltern vor allem das Ziel, ihren Kin-
dern einen erfolgreichen Start ins Schulleben zu er-
möglichen (Kristen 2005: 178). Eine Schülerschaft, 
die zu mehr als der Hälfte aus Kindern mit Migra-
tionshintergrund besteht, wird häufig mit mangel-
haften Lernmöglichkeiten und einem problembe-
lastetem Umfeld assoziiert (Koopmans et al. 2011: 
194; Kristen 2005: 125ff.). Nationale und interna-
tionale Schulleistungstest, die das schlechte Ab-
schneiden von Kindern mit Migrationshintergrund 
belegen (Stanat et al. 2012; Bos et al. 2007; Bos 
et al. 2008), tragen zur Verfestigung dieses Mei-
nungsbilds bei. Da die tatsächliche Qualität einer 
Schule häufig nicht in Erfahrung gebracht werden 
kann, nehmen viele Eltern den Zuwandereranteil 
einer Schule als Indiz für das Lernumfeld und das 
Leistungsniveau.22 

Anhand zahlreicher Studien belegen Bellin 
(2009) und Schofield (2006), dass die elterliche Zu-
rückhaltung gegenüber segregierten Schulen nicht 
immer begründet ist. Sie zeigen, dass das gemeinsa-
me Lernen leistungsschwacher und leistungsstarker 
Schüler für letztere kein Nachteil ist. Leistungsschwä-
chere Schüler profitieren hingegen von Lerngruppen, 
die nach Leistung gemischt sind. Ferner kommt die 
in leistungsheterogenen Klassen häufiger prakti-
zierte individuelle Förderung auch leistungsstarken 
Schülern zu Gute (Lou et al. 1996). 

Viele Eltern wissen nicht, dass sie je nach Bun-
desland auf eine Vielzahl an Informationen über 
einzelne Schulen zugreifen können. Auf Grund der 
steigenden Nachfrageorientierung von Schulen23 
und einer punktuell gelockerten Informationspo-
litik der Schulträger sind zunehmend detaillierte 
Daten zu Schülerschaft, materieller und personeller 
Ausstattung und zum Teil sogar zu Schülerleistun-
gen öffentlich verfügbar. Daten zur sozialen Zusam-
mensetzung der Schülerschaft wie z. B. der Anteil 
der Schüler, die von der Zuzahlung zu Lehrmitteln 
 befreit sind, sind in der Regel nicht verfügbar. In 
Berlin, Sachsen, Schleswig-Holstein und Thüringen 

21  Übereinstimmende Ergebnisse vgl. Clausen (2006), Kristen (2005), Noreisch (2007b), Riedel et al. (2010), Schneider et al. 
(2011). 

22  Zudem bevorzugen bildungsnahe Eltern ein Schulumfeld, das ihren eigenen Bekanntenkreisen und Netzwerken ähnelt. 
Personen mit Migrationshintergrund sind hier häufig unterrepräsentiert (Karsten et al. 2006: 233, Noreisch 2007b: 86).

23  Seit nationale und internationale Leistungsvergleiche die Illusion der Gleichheit einzelner Schulen widerlegt haben, hat sich 
ein sichtbarer Wettbewerb zwischen einzelnen Schulen herausgebildet (Clausen 2008: 13ff). Um stabile Schülerzahlen zu 
gewährleisten und leistungsstarke Schüler anzuziehen, orientieren sich Schulen stärker an den Bedürfnissen der nachfra-
genden Familien und bilden ihr Schulprofil dementsprechend aus. Im Herbst 2012 boten mehr als 40 Prozent der Berliner 
Grundschulen einen besonderen Schwerpunkt wie z. B. sport- oder theaterbetonte Klassen; in Frankfurt am Main sind alle 
Grundschulen verpflichtet, ein individuelles Schulprogramm zu erstellen (SenBJW 2012b: 21; Stadt Frankfurt am Main 2012).
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können Eltern über Online-Schulportale einen di-
rekten Vergleich von Schulen vornehmen. Welche 
konkreten Informationen Eltern in diesen Portalen 
abfragen, gibt einen weiteren Hinweis auf relevante 
Entscheidungsfaktoren: Eine Auswertung des SVR-
Forschungsbereichs der im Sommer 201224 getätig-
ten Zugriffe auf die Schulportraits auf der Internetsei-
te der Berliner Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Wissenschaft ergab, dass die Zusammensetzung 
der Schülerschaft das am meisten abgefragte Schul-
merkmal darstellt.25 Diese Erkenntnis deckt sich mit 
den Ergebnissen von Clausen (2008), der eine Aus-
wertung der Zugriffsdaten des Informationsportals 
„Schulen in Sachsen“ vornahm. Auch wenn diese 
Ergebnisse nicht verallgemeinert werden können, 
können sie durchaus als Indiz für das elterliche Inte-
resse an den soziodemografischen Merkmalen der 
Schülerschaft einer Schule gelten. 

4.2. Nur die Hälfte der Eltern erkennt 
ihre Wahlmöglichkeiten

Die zum Teil umfangreichen Ausnahmeregelungen 
in den Schulgesetzen der 16 Bundesländer deuten 
auf die vielfältigen Möglichkeiten der aktiven Wahl 
der Grundschule hin (Tab. 1). Doch nicht alle Eltern 
sind aktive Teilnehmer im Schulwahlprozess ihrer 
Kinder: Kristens (2005) empirische Untersuchung 
zeigt am Beispiel der Stadt Essen, dass ein Großteil 
der Eltern nicht über ihre Wahlmöglichkeiten infor-
miert ist. Laut Kristen besteht die Wahl einer Schule 
aus den folgenden Phasen:

Phase   1: Wahrnehmung der Wahlmöglichkeit von 
alternativen Schulen
Phase   2a: Vergleich zwischen Schulen (sofern 
 Al ter na tiven vorhanden sind)
Phase   2b: Wahl einer Schule26

Phase   3: Zulassung zur Schule
Ihre Untersuchung ergab, dass 43 Prozent der Eltern 
ohne Migrationshintergrund bereits in Phase 1 des 
Schulwahlprozesses ausscheiden, da sie die ihnen 
zur Verfügung stehenden Wahlmöglichkeiten nicht 
wahrnehmen. Dies ist bei Eltern türkischer Herkunft 

mit 57 Prozent stärker ausgeprägt (Kristen 2005: 
63).27 Insgesamt kennen 45 Prozent aller  Eltern 
ihre Wahlmöglichkeiten nicht.

Die Eltern, die schulische Alternativen erkennen 
und vergleichen (Phase 2a) und ihr Kind an einer 
bestimmten Schule anmelden möchten, versuchen 
dies über die verschiedensten Kanäle der Einfluss-
nahme (Phase 2b): Während manche Eltern bei der 
Schulverwaltung oder sogar einzelnen Schulleitern 
und Lehrern vorsprechen, umgehen andere die 
Schulbezirksregelung, indem sie den Wohnsitz ihrer 
Kinder bei Verwandten oder Freunden im gewünsch-
ten Schulbezirk anmelden (Noreisch 2007a: 1312). 
Wieder andere legen Widerspruch ein, ergreifen 
Rechtsmittel28 oder weichen auf Schulen aus, die 
an keinen Schulbezirk gebunden sind. Hier beste-
hen je nach Bundesland verschiedene Regelungen 
mit entsprechend unterschiedlicher Umsetzung in 
den Kommunen. Davon betroffen sind häufig Schu-
len mit speziellem pädagogischem Angebot wie die 
zweisprachigen Staatlichen Europa-(Grund)Schulen 
in Berlin oder Sportschulen in Sachsen.29

Die Untersuchungen von Noreisch (2007a), 
Schneider et al. (2011) und Kristen (2005) ergaben, 
dass die überwiegende Mehrheit der Eltern in Phase 
2b des Schulwahlprozesses ihr Kind erfolgreich an 
einer der gewünschten Schulen anmeldet. Die Zulas-
sung durch die Schule oder die zuständige Behörde 
(Phase 3) erfolgt also in den allermeisten Fällen. Fa-
zit: Die Wahl der Grundschule hängt primär davon ab, 
ob und wie gut Eltern über ihre Wahlmöglichkeiten 
informiert sind. 

4.3. Freie Schulwahl verstärkt die 
Segregation

Welche Zusammensetzung der Schülerschaft würde 
eine freie Schulwahl ohne jede Form von behördli-
cher Schulzuweisung mit sich bringen? Würde eine 
freie Schulwahl der Segregation entgegenwirken? 
Mehrere Studien belegen das Gegenteil: Riedel et 
al. (2010) zeigen am Beispiel Wuppertals, dass sich 
mit Einführung der freien Schulwahl in Nordrhein-

24  Die Analyse wurde mithilfe der BerlinOnline Stadtportal GmbH & Co. KG durchgeführt und wertet alle 856.723 Zugriffe 
(page impressions) auf die Schulportraits auf den Internetseiten der Berliner Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Wissenschaft aus, die zwischen dem 01.06.2012 und 16.09.2012 getätigt wurden (BerlinOnline 2012).

25  Weitere Merkmale waren u. a. Personal, sächliche Ressourcen, Schulprogramm und Schulinspektionsberichte (nur für wenige 
Schulen verfügbar).

26  In Kristen (2005) werden Phasen 2a und 2b als eine Phase betrachtet.
27  Kristen (2005) betrachtete Unterschiede zwischen Eltern ohne Migrationshintergrund und Eltern mit türkischem Migrations-

hintergrund.
28  In Hamburg gingen im Rahmen der Einschulungen im Schuljahr 2012/13 insgesamt 220 Widersprüche (1,7 Prozent aller 

Einschulungen) bei der Rechtsabteilung der Hamburger Schulbehörde ein. Zeitgleich zählte die zuständige Kammer des 
Berliner Verwaltungsgerichts 129 Verfahren (Behörde für Schule und Berufsbildung Hamburg 2012; Verwaltungsgericht 
Berlin 2012). 

29  http://www.berlin.de/sen/bildung/besondere_angebote/staatl_europaschule/, http://www.sportgrundschule.de
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Westfalen der Dissimilaritätsindex von 29 Prozent 
auf 38 Prozent erhöht hat.30 Diese Wirkung wird in 
internationalen Studien bestätigt (Ladd/Fiske/Ruijs 
2010: 4).31 Eltern verfügen selten über ausreichend 
Ressourcen und Entscheidungskompetenzen, um 
eine rationale Schulwahl treffen zu können (Clau-
sen 2008: 62). Entgegen der theoretischen Annah-
me, dass Eltern anhand des Leistungsniveaus einer 
Schule entscheiden, kommen oft stellvertretende 
Faktoren wie der Zuwandereranteil als Indiz für 
die Qualität einer Grundschule zum Tragen. Hinzu 
kommt, dass Eltern mit einem hohen sozioökono-
mischen Status eher in der Lage sind, sich die nö-
tigen Informationen für eine Schulwahl zu beschaf-
fen und zu bewerten. Zudem wirkt sich ihr Status 
auch auf die kognitiven Grundfähigkeiten der Kin-
der aus. Die Folge ist, dass leistungsstarke Kinder 
aus meist gut situierten Elternhäusern häufiger die 
Schule wechseln als leistungsschwache Schüler. Die 
soziale Herkunft ist ein maßgeblicher Faktor dafür, 
dass nahezu 60 Prozent der Zuwandererfamilien 
die ihnen zur Verfügung stehenden Wahlmöglich-
keiten nicht wahrnehmen (Kristen 2005: 63ff.). So-
mit kommt eine freie Schulwahl in erster Linie den 
kundigen Familien – zumeist ohne Migrationshin-
tergrund – zugute. 

5. Handlungsempfehlungen

Schulische Segregation wirkt sich auf die Lernchan-
cen von Schülern aus und damit auf ihre späteren 
Berufschancen und gesellschaftliche Teilhabe. Poli-
tik, Gesellschaft und die Schulen selbst stehen da-
her vor der Herausforderung, die negativen Folgen 
schulischer Entmischungsprozesse zu verringern. 
Um dies zu erreichen, kann weder auf die freie 
Schulwahl noch auf eine erzwungene Mischung 
von Schulklassen gesetzt werden. Sinnvolle Maß-
nahmen zur Lösung dieses Problems müssen daher 
bei den Lernmöglichkeiten der Kinder an segre-
gierten Schulen ansetzen. Ein förderliches Lernum-
feld und ein attraktives Schulprofil wirken sich 
wie anhand der elterlichen Entscheidungsfaktoren 
beschrieben, letztendlich auch auf das Schulwahl-
verhalten von Eltern aus, wenn diese ausreichend 
über die Qualität der Schule informiert sind und der 
Schule vertrauen. Viele Maßnahmen bedürfen der 

Landesförderung, aber auch vor Ort können Schu-
len, Eltern und Schulträger viel bewegen. Drei Maß-
nahmen stehen hier im Vordergrund:
–  Kooperative Elternarbeit
–  Vernetzung mit externen Partnern
–  Koordinierte und zielgerichtete Lehrerfortbildung

5.1. Kooperative Elternarbeit

Im Gegensatz zu späteren Bildungsentscheidungen 
wird die Wahl der Grundschule in erster Linie durch 
die Eltern getroffen. Schulen mit hohem Zuwande-
reranteil haben hier häufiger mit elterlichen Vor-
behalten zu kämpfen und verlieren viele Eltern an 
andere Schulen (SVR 2012: 40ff.). Die frühzeitige 
und proaktive Einbindung von Eltern, etwa durch 
die Zusammenarbeit mit Kindertagesstätten, das 
Ansprechen von Elterninitiativen und die Möglich-
keit von Hospitationen kann Misstrauen abbauen 
und die Abwanderung bildungsnaher Familien min-
dern (Sacher 2012a: 237). Diese Elternarbeit muss 
nicht zwangsläufig von Seiten der Schulen initiiert 
werden. Auch Eltern können sich schon vor der Ein-
schulung vernetzen und auf die Schulen zugehen.32

Neben dem Vertrauensaufbau zwischen Schule 
und Elternhaus kommt der Elternarbeit eine wich-
tige Rolle bei der Leistungsentwicklung der Schüler 
zu: Eltern, die das schulische und häusliche Lernen 
ihrer Kinder fördern, sowie die familiären Bildungs-
erwartungen und -entscheidungen spielen eine ent-
scheidende Rolle für den Bildungserfolg der Kinder 
(Friedrich/Siegert 2009: 10f; Sacher 2012a: 233ff.). 
Insbesondere Eltern aus bildungsfernen Schichten 
wissen oft nicht, wie sie den Lernprozess ihrer Kin-
der unterstützen können (Sacher 2012a: 235ff.). Hier 
muss gezielte, aktive Elternarbeit ansetzen, die sich 
nicht auf problemveranlasste oder kollektive Kontak-
te wie Elternabende beschränkt, sondern vor allem 
zum Ziel hat, Eltern die Kompetenzen zu vermitteln, 
den Lern- und Entwicklungsprozess ihrer Kinder aktiv 
zu fördern und zu begleiten (Sacher 2012b). Eltern 
können so den Lernerfolg ihrer Kinder nachhaltig 
verbessern (Friedrich/Siegert 2009; Lösel/Runkel 
2012).33 Eine der größten Herausforderungen ist 
es, Eltern zur aktiven Teilnahme an bestehenden 
Angeboten zu bewegen: Für Eltern mit Migrations-
hintergrund haben sich hier insbesondere Multipli-

30  Riedel et al. (2010) verwenden den Dissimilaritätsindex, um zu messen, wie viel Prozent der Grundschüler wechseln müs-
sten, um eine gleiche Verteilung der Schüler mit deutscher Staatsbürgerschaft zu erlangen, vgl. auch Info-Box 1.  

31  Ähnliches gilt für andere Quasi-Marktinstrumente wie Bildungsgutscheine (Oelkers 2007).
32  Die Berliner Elterninitiative „Kiezschule für alle“ motiviert bildungsnahe Eltern beispielsweise zu Unterrichtshospitationen vor 

der Schulanmeldung, um Kontakte zu erleichtern und Misstrauen abzubauen (http://www.kiezschule-fuer-alle.de/).
33  Ein enger Austausch zwischen Schule und Eltern erleichtert auch die Arbeit der Lehrkräfte, die außerdem von den Eltern 

wichtige Informationen über ihre Schüler erhalten und dadurch eine individuelle Förderung besser gewährleisten können 
(vgl. Neuenschwander et al. 2004).
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katorenprogramme wie sog. Stadtteilmütter34 und 
Bildungspatenschaften als wirkungsvoll erwiesen 
(Michalek/Laros 2008).35

5.2. Vernetzung mit externen Partnern 

Die gezielte Vernetzung von Schulen mit externen 
Partnern wie Vereinen und Kultureinrichtungen, 
aber auch Trägern der Jugendhilfe und anderen Bil-
dungsinstitutionen unterstützt die Schule bei der 
Weiterentwicklung ihres schulischen Angebots, des 
Unterrichts, sowie der Qualifizierung ihres Perso-
nals (Behr-Heintze/Lipski 2005; Berkemeyer et al. 
2011). Die Ergebnisse der mit dieser Vernetzung 
verbundenen Schulentwicklungsprozesse können 
sich positiv auf die Lernmöglichkeiten und somit 
die Attraktivität einer Schule auswirken.

Durch Vernetzung mit anderen Schulen können 
Innovationen angeregt, Lehrkräfte weitergebildet 
und entlastet sowie die Unterrichtsqualität verbes-
sert werden. Vernetzte Schulen geben einander An-
regungen und Ideen und unterstützen sich gegensei-
tig bei deren Umsetzung (Muijs et al. 2004: 165). Ein 
erfolgreiches Beispiel hierfür ist das Projekt „Schu-
len in Team“, welches seit 2007 die Vernetzung von 
mehr als hundert Schulen in Nordrhein-Westfalen 
fördert.36 Insbesondere der fachliche Austausch der 
Lehrkräfte und die gemeinsame Entwicklung neuer 
Unterrichtskonzepte und -materialien führte in die-
sem und anderen Modellprojekten zu methodischen 
Innovationen und besseren Lernleistungen der Schü-
ler (Berkemeyer et al. 2010; Earl et al. 2006). Ferner 
erleichtert die vertikale Vernetzung mit Einrichtun-
gen frühkindlicher Bildung sowie weiterführenden 
Schulen die Übergänge von einer Institution in die 
andere (Programmstelle „Lernen vor Ort“ 2011). 

Auch die Vernetzung mit außerschulischen 
Partnern wie Vereinen, Kultureinrichtungen, Unter-
nehmen und Trägern der Jugendhilfe erlaubt es den 
Schulen, individuelle Interessen und Begabungen 
der Schüler zu entdecken und zu fördern. Die koor-
dinierte Zusammenarbeit von Schulsozialarbeit und 
Jugendhilfe ermöglicht, Kinder durch alle Bildungs-
phasen zu begleiten und hat oft positive Auswirkun-
gen auf das Schulklima (Behr-Heintze/Lipski 2005). 
Die Vernetzung mit außerschulischen Partnern be-
günstigt zudem die durchgängige Sprachbildung. 
Das zeigt auch das länderübergreifende Modell-

projekt FörMig, welches zwischen 2004 und 2009 
Entwicklungspartnerschaften zwischen Schulen und 
externen Partnern gezielt unterstützt hat. Auch die 
2013 anlaufende fünfjährige Bund-Länder-Initiative 
„Bildung durch Sprache und Schrift“ (BISS) setzt auf 
Vernetzung und fördert Verbünde von Schulen und 
Kindertagesstätten zur Sprach- und Leseförderung in 
allen Bundesländern.37

Durch die koordinierte Vernetzung im Quartier 
können Schulen außerdem eine wichtige Rolle bei 
Stadtteilentwicklung und sozialer Integration spie-
len (Baumheier/Warsewa 2009). Die damit einher-
gehende Aufwertung des Wohngebiets kann helfen, 
den Wegzug von bildungsnahen Familien zu verhin-
dern. 

5.3. Koordinierte und zielgerichtete 
Lehrerfortbildung 

Für die meisten Eltern, die ihr Kind an einer ande-
ren als der behördlich zugewiesenen Grundschule 
anmelden, steht neben einem möglichst kurzen 
Schulweg die Verbesserung der Lernmöglichkeiten 
für ihren Nachwuchs im Vordergrund. Diese Mög-
lichkeiten sind eng mit dem Qualifikationsniveau 
und der fortlaufenden personellen Entwicklung 
der an der Schule tätigen Lehrkräfte, Erzieher, Ver-
waltungskräfte sowie der Schulleitung verbunden 
(Rolff et al. 2011: 18ff). An Schulen mit hohem 
Zuwandereranteil sind in der Regel ein besonders 
hohes Maß an individueller Unterrichtsgestaltung 
und Sprachförderung nötig. Das individuelle Lernen 
kommt auch bildungsnahen Schülern ohne Migra-
tionshintergrund zugute. Die hierfür benötigten 
Kompetenzen werden allerdings in vielen pädago-
gischen Ausbildungsgängen nach wie vor als Werk-
zeuge für die Bewältigung von ‚Spezialproblemen‘ 
betrachtet. Somit sind selbst junge Lehrkräfte und 
Erzieher nur selten ausreichend dafür qualifiziert 
(Gogolin/Neumann/Roth 2003: 87ff.). Sie haben 
zwar die Möglichkeit, ihre gesetzlich vorgeschrie-
benen Fortbildungstage eigenständig für entspre-
chende Nachqualifizierungen zu nutzen, doch oft 
verhindern das unübersichtliche Fortbildungsan-
gebot, die mangelnde Verbindlichkeit und die oft 
nur losen Anknüpfungsmöglichkeiten an die eige-
ne Ausbildung eine sinnvolle Inanspruchnahme 
von Fortbildungschancen. Fortbildungen zu wich-

34  Stadtteilmütter unterstützen Schulen dabei, mit schwer erreichbaren Familien mittels direkter Ansprache und niedrigschwel-
liger Angebote in Kontakt zu treten.

35  Die Kurzinformation „Baustelle Elternarbeit“ des SVR-Forschungsbereichs bietet eine Bestandsaufnahme der Zusammenarbeit 
zwischen Schule und Elternhaus und gewährt einen tieferen Einblick in die wichtigsten Trends und Herausforderungen koopera-
tiver Elternarbeit.

36  Die Stiftung Mercator ist Förderer der Schulentwicklungsprojekte „Schulen im Team“ und FörMig, Förderung von Kindern und 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund. 

37  http://www.foermig.uni-hamburg.de, http://www.bmbf.de/press/3357.php
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tigen Querschnittsthemen wie Sprachbildung und 
schulinterne Curricula verbessern vor allem dann 
die Lernmöglichkeiten an einer Schule, wenn die-
se vom gesamten Kollegium besucht werden (Ha-
nisch/Lichtenfeld 2009: 19). Hier ist insbesondere 
das Engagement der Schulleitung bzw. des Fortbil-
dungsbeauftragten gefragt. Auch der Schulträger 
kann mittels Zielvereinbarungen Einfluss auf das 
Thema und den Modus der Fortbildung nehmen. 
Vor allem selbstständige Einzelschulen praktizieren 
u. a. schulinterne Fortbildung und regelmäßigen 
Wissensaustausch, nehmen jährliche Bedarfsanaly-
sen für weitere Fortbildungen vor und werten das 
Qualifikationsniveau ihrer Mitarbeiter aus (Kling/
Spethmann 2009: 172ff). Die allgemeine schulische 
Realität sieht allerdings anders aus: Die unkoordi-
nierte, individuelle Fortbildung beschreibt für viele 
Schulen und Lehrkräfte den Regelzustand. Sie folgt 
häufig einer Lehrerausbildung, die den Umgang mit 
kognitiver, kultureller und sprachlicher Heterogeni-
tät eher als Zusatz denn als Kernelement der Lehr-
tätigkeit versteht (Gogolin/Neumann/Roth 2003: 
89). Das Ergebnis ist die Fortsetzung der Benachtei-
ligung von Kindern und Jugendlichen aus bildungs-
fernen Familien, häufig mit Migrationshintergrund. 
Erst eine koordinierte und zielgerichtete Fortbil-
dung des Personals einer Schule kann hier Abhilfe 
schaffen und die Lernmöglichkeiten der gesamten 
Schülerschaft verbessern.

6. Ausblick 

Damit die hier beschriebenen Handlungsempfeh-
lungen gewinnbringend umgesetzt werden, bedarf 
es der gezielten Kooperation zwischen Eltern, Schu-
len, Schulträgern und externen Partnern. Vieles 
kann, wie bereits angedeutet, auf der Ebene der 
einzelnen Schule bewirkt werden. Um die durch 
schulische Segregation verstärkte Ungleichvertei-
lung von Lernchancen in der Breite zu bekämp-
fen, bedarf es allerdings zusätzlicher struktureller 
Maßnahmen, die zumeist auf der Länderebene zu 
schaffen sind. Ein Beispiel hierfür ist eine gezielte 
Unterstützung der Schulen auf Basis von Sozialindi-
zes, die den Förderbedarf einzelner Schulen anhand 
verschiedener Indikatoren der Schule und ihres 
sozialen Umfelds (Arbeitslosenquote, durchschnitt-
liche Kaufkraft, etc.) ermitteln. Diese und andere 
Maßnahmen werden im Rahmen einer Studie des 
SVR-Forschungsbereichs zur Bildungssegregation in 
Deutschland untersucht. Fokus der Studie werden 
die leistungsmindernden Effekte von segregierten 
Schulen und detaillierte Handlungsempfehlungen 
für Schulen und schulpolitische Akteure in Kommu-
nen und Ländern sein. Die Studie wird im Sommer 
2013 veröffentlicht.



17

FORSCHUNGSBEREICH

Tab. 3 Ausländeranteil an Grundschulen und bei im Schulbezirk lebenden 6- bis 12-Jährigen in Berlin 
Charlottenburg-Wilmersdorf, 2011

Schulname Ausländeranteil 
in Grund schule 
(Schuljahr 
2011/12)

Ausländeranteil 
im Schulbezirk, 
6–12 Jahre 
(2011)

Abweichung 
zwischen 
Grundschule und 
Schulbezirk

Katharina-Heinroth-Grundschule 
(Europa-Schule) 51,2 % 13,7 % Mehr als +75 %

Charles-Dickens-Grundschule 
(Europa-Schule) 31,0 % 5,3 % Mehr als +75 %

Reinhold-Otto-Grundschule 25,8 % 13,5 % Mehr als +75 %

Nehring-Grundschule 25,7 % 7,2 % Mehr als +75 %

Joan-Miró-Grundschule (Europa-Schule) 24,8 % 11,4 % Mehr als +75 %

Ernst-Habermann-Grundschule 22,6 % 6,4 % Mehr als +75 %

Helmuth-James-von-Moltke-Grundschule 22,3 % 14,3 % 0 % bis +74 %

Eichendorff-Grundschule 22,1 % 12,6 % Mehr als +75 %

Mierendorff-Grundschule 20,9 % 14,4 % 0 % bis +74 %

Ludwig-Cauer-Grundschule 19,0 % 13,0 % 0 % bis +74 %

Carl-Orff-Grundschule 16,2 % 8,3 % Mehr als +75 %

Cecilien-Grundschule 15,0 % 9,7 % 0 % bis +74 %

Schinkel-Grundschule 14,2 % 9,0 % 0 % bis +74 %

Birger-Forell-Grundschule 14,1 % 9,4 % 0 % bis +74 %

Halensee-Grundschule 13,6 % 9,8 % 0 % bis +74 %

Erwin-von-Witzleben-Grundschule 12,6 % 8,4 % 0 % bis +74 %

Johann-Peter-Hebel-Grundschule 11,8 % 12,0 % -74 % bis 0 %

Grunewald-Grundschule 10,4 % 12,4 % -74 % bis 0 %

Lietzensee-Grundschule 7,9 % 9,3 % -74 % bis 0 %

Alt-Schmargendorf-Grundschule 5,9 % 10,4 % -74 % bis 0 %

Dietrich-Bonhoeffer-Grundschule 5,4 % 6,8 % -74 % bis 0 %

Grundschule am Rüdesheimer Platz 4,9 % 10,0 % -74 % bis 0 %

Wald-Grundschule 3,9 % 7,3 % -74 % bis 0 %

Anmerkung: Staatliche Europa-Schulen bieten zweisprachigen Unterricht ab der 1. Klasse, was speziell für bildungsnahe Familien mit und ohne 
Migrationshintergrund von Interesse ist. Im Berliner Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf sind vier Europa-Schulen angesiedelt. Die Judith-Kerr-
Grundschule (Europa-Schule) wurde in der Analyse nicht berücksichtigt.

Quelle: SenBJW 2012a, Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2012c; eigene Berechnung
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Tab. 4 Ausländeranteil an Grundschulen und bei im Schulbezirk lebenden 6- bis 12-Jährigen 
in Berlin-Mitte, 2011

Schulname Ausländeranteil 
in Grundschule 
(Schuljahr 
2011/12)

Ausländeranteil 
im Schulbezirk, 
6–12 Jahre 
(2011)

Abweichung 
zwischen 
Grundschule und 
Schulbezirk

Albert-Gutzmann-Schule 50,0 % 24,1 % Mehr als +75 %

Grundschule Neues Tor (Europa-Schule) 48,3 % 11,4 % Mehr als +75 %

Gesundbrunnen-Grundschule 38,3 % 24,9 % 0 % bis +74 %

Humboldthain-Grundschule 37,6 % 24,1 % 0 % bis +74 %

Brüder-Grimm-Grundschule 32,3 % 24,1 % 0 % bis +74 %

Wedding-Grundschule 32,3 % 24,1 % 0 % bis +74 %

Carl-Bolle-Grundschule 31,3 % 15,2 % Mehr als +75 %

Allegro-Grundschule 31,2 % 21,9 % 0 % bis +74 %

Carl-Kraemer-Grundschule 29,5 % 24,9 % 0 % bis +74 %

Grundschule am Brandenburger Tor 
(Europa-Schule)

29,3 % 17,0 % 0 % bis +74 %

Rudolf-Wissell-Grundschule 27,5 % 24,9 % 0 % bis +74 %

GutsMuths-Grundschule 26,9 % 11,8 % Mehr als +75 %

Leo-Lionni-Grundschule 26,6 % 24,1 % 0 % bis +74 %

Andersen-Grundschule 25,1 % 24,9 % 0 % bis +74 %

Wilhelm-Hauff-Grundschule 24,2 % 24,9 % -74 % bis 0 %

Erika-Mann-Grundschule 22,9 % 17,5 % 0 % bis +74 %

Kurt-Tucholsky-Grundschule 20,5 % 15,4 % 0 % bis +74 %

Anna-Lindh-Schule 19,8 % 17,5 % 0 % bis +74 %

Heinrich-Seidel-Grundschule 19,1 % 11,8 % 0 % bis +74 %

Hansa-Grundschule 18,9 % 15,2 % 0 % bis +74 %

Miriam-Makeba-Grundschule 18,7 % 15,2 % 0 % bis +74 %

Gottfried-Röhl-Grundschule 18,1 % 17,5 % 0 % bis +74 %

Vineta-Grundschule 17,5 % 11,8 % 0 % bis +74 %

Papageno-Grundschule 15,7 % 11,8 % 0 % bis +74 %

Moabiter Grundschule 14,4 % 15,4 % -74 % bis 0 %

Gustav-Falke-Grundschule 14,0 % 11,8 % 0 % bis +74 %

Anne-Frank-Grundschule 12,5 % 15,4 % -74 % bis 0 %

Möwensee-Grundschule 11,6 % 17,5 % -74 % bis 0 %

City-Grundschule 11,0 % 14,5 % -74 % bis 0 %

Kastanienbaum-Grundschule 10,4 % 11,8 % -74 % bis 0 %

Grundschule am Arkonaplatz 
(Europa-Schule)

8,7 % 11,8 % -74 % bis 0 %

46. Grundschule 6,6 % 11,8 % -74 % bis 0 %

Anmerkung: Der Bezirk Mitte entstand im Jahr 2001 durch die Fusion des Ostberliner Bezirks Mitte mit den beiden Westberliner Bezirken 
Wedding und Tiergarten. Letztere haben einen hohen Anteil an Bevölkerung mit Migrationshintergrund. Staatliche Europa-Schulen bieten 
 zweisprachigen Unterricht ab der 1.Klasse, was speziell für bildungsnahe Familien mit und ohne Migrationshintergrund von Interesse ist. 
In Berlin-Mitte sind drei Europa-Schulen angesiedelt. 

Quelle: SenBJW 2012a, Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2012c; eigene Berechnung
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Tab. 5 Ausländeranteil an Grundschulen und bei im Schulbezirk lebenden 6- bis 12-Jährigen 
in Berlin-Neukölln, 2011

Schulname Ausländeranteil 
in Grundschule 
(Schuljahr 
2011/12)

Ausländeranteil 
im Schulbezirk, 
6-12 Jahre 
(2011)

Abweichung 
zwischen 
Grundschule und 
Schul bezirk

Eduard-Mörike-Schule 80,9 % 24,3 % Mehr als +75 %

Richard-Schule 68,7 % 27,9 % Mehr als +75 %

Elbe-Schule 49,4 % 15,9 % Mehr als +75 %

Hermann-Boddin-Schule 48,7 % 30,9 % 0 % bis +74 %

Hans-Fallada-Schule 44,0 % 25,1 % Mehr als +75 %

Konrad-Agahd-Schule 43,0 % 29,0 % 0 % bis +74 %

Rixdorfer Schule 38,3 % 30,2 % 0 % bis +74 %

Silberstein-Schule 38,0 % 30,0 % 0 % bis +74 %

Theodor-Storm-Schule 35,7 % 15,8 % Mehr als +75 %

Karl-Weise-Schule 32,7 % 21,1 % 0 % bis +74 %

Löwenzahn-Schule 32,3 % 25,8 % 0 % bis +74 %

Hermann-Sander-Schule 29,1 % 24,1 % 0 % bis +74 %

Karlsgarten-Schule 29,0 % 16,4 % Mehr als +75 %

Schule in der Köllnischen Heide 22,5 % 20,2 % 0 % bis +74 %

Peter-Petersen-Schule 21,2 % 29,3 % -74 % bis 0 %

Herman-Nohl-Schule (Europa-Schule) 21,0 % 10,5 % Mehr als +75 %

Sonnen-Schule 21,0 % 15,5 % 0 % bis +74 %

Walt-Disney-Schule 20,5 % 10,2 % Mehr als +75 %

Regenbogen-Schule (Europa-Schule) 20,3 % 16,6 % 0 % bis +74 %

Zürich-Schule 20,2 % 9,1 % Mehr als +75 %

Schule am Teltowkanal 17,6 % 17,3 % 0 % bis +74 %

Janusz-Korczak-Schule 15,5 % 14,7 % 0 % bis +74 %

Schule am Fliederbusch 11,7 % 6,2 % Mehr als +75 %

Schule am Regenweiher 11,6 % 5,4 % Mehr als +75 %

Lisa-Tetzner-Schule 9,6 % 10,0 % -74 % bis 0 %

Rose-Oehmichen-Schule 9,4 % 5,7 % 0 % bis +74 %

Hugo-Heimann-Schule 8,5 % 7,7 % 0 % bis +74 %

Wetzlar-Schule 7,3 % 6,3 % 0 % bis +74 %

Martin-Lichtenstein-Schule 6,0 % 7,8 % -74 % bis 0 %

Oskar-Heinroth-Schule 4,8 % 5,0 % -74 % bis 0 %

Anmerkung: Die Bruno-Taut-Schule, die Christoph-Ruden-Schule, die Schule am Sandsteinweg, die Matthias-Claudius-Schule, die Michael-
Ende-Schule und die Schliemann-Schule wurden auf Grund des sehr niedrigen Ausländeranteils ihres Wohnumfelds als statistische Ausreißer 
behandelt und nicht in der Analyse berücksichtigt. Außen vor bleiben auch die Gemeinschaftsschulen Franz-Schubert-Schule und Fritz-Karsen-
Schule. Staatliche Europa-Schulen bieten zweisprachigen Unterricht ab der 1.Klasse, was speziell für bildungsnahe Familien mit und ohne 
Migrationshintergrund von Interesse ist. In Berlin-Neukölln sind zwei Europa-Schulen angesiedelt.

Quelle: SenBJW 2012a, Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2012c; eigene Berechnung
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